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Zu den Beſtrebungen auf Reform der Gemeindeordnung. (Fortſetzung) ausblickt. So wenig dieſer 


Mittheilungen aus der ) raxis: 


Der Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 10. December 1851, 3. 7609, betreffend 
die Grundſätze, nach welchen Waſſer⸗Ueberfuhrs⸗Befugniſſe verliehen werden 
dürfen (Landesgeſetz- und Regierungsblatt für Böhmen, Jahrgang 1852, Nr. 8), 
beſteht mit Hinblick auf die Gewerbeordnung vom Jahre 1859 und die neuefte 


Waſſerrechtsgeſetzgebung nicht mehr aufrecht. 

ur Vornahme des Augenſcheines und Kunſtbefundes behufs Conſtatirung jener Um⸗ 
ſtände, welche zur Begründung von Schadenerſatzanſprüchen wegen Benützung 
eines fließenden Waſſers (zur Schlackentrift) dienen tollen, ſind die Gerichts ⸗ 
behörden nicht competent. 

Verordnung. 

Perſonalien. 

(Erledigungen. 
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u den Beflrebungen auf Reform der Gemeinde— 
ordnung. 


Fortſetzung.) 


Die Verhandlungen des ſteiermärkiſchen Landtages haben, wie 
geſagt, dort ſchließlich zu einer Vertagung der ganzen Refocmangele⸗ 
genheit geführt. Es iſt nur zu beglückwünſchen, daß es ſo gekommen 
iſt, obgleich die ſteiermärkiſchen Vorſchläge die Sache gründlicher er⸗ 
faffen, als es in den übrigen Landtagen geſchieht, deren Pläne ſich 
insgeſammt ſtricte innerhalb der Eingangs ſkiszirten Geſichtspunkte 
bewegen. Denn das verſuchte Reformwerk wäre doch, um es gerade 
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heraus zu ſagen, nach den Propoſitionen des Landesausſchuſſes ein 
halbes, nach denen des Sonderausſchuſſes dasſelbe, verbunden mit 
einem ohne Zweifel verderblichen Experimente geweſen. Die Unſicherheit, 
mit welcher unſere landtägliche Geſetzgebung, unterſtützt durch den 
Mangel der Regierungsinitiative, arbeitet, ſchützt uns vielleicht bis zur 
vollſtändigen Klärung der Sachlage vor neuen derartigen Reform⸗ 
werken, deren unbedingt ſchädlicher Effect nur wäre, mit der neu⸗ 
genährten Hoffnung auf das neue „Einleben“ des neuen Geſetzes die 
wichtige Reformaufgabe wieder für mehrere Jahre überküncht zu haben!“). 
— — 

,), Reber den gegenwärtigen Stand der Reformangelegengeit in Steiermark 
wird in einer Correſpondenz der „Neuen Freien Preſſe“ vom 20. Auguſt 1874 bes 
ae: „Der Kandesausichup hat ſich noch nicht darüber geeinigt, ob er ein neues Ge— 
meludegeſed anf ehen uber ob er ſich damit begnügen ſoll. den Candboten den In 
geheuren Wuſt jener Gutachten vorzulegen, welche über dieſen Gegenſtand von den 
Gemeinden, den Bezirkevertretungen und den politiſchen Behörden eingelaufen ſind. 
Wag auf Grundlage diefer Gutachten geſchehen ſoll, kann nicht wohl zweifelhaft ſein. 
(ers brechen nämlich über die imperative oder auch nur freiwillige Zuſammenlegung 
von Gemeinden nicht nur die Mehrzahl der Bezirksvertretungen und ſämmtliche 
politiſche Behörden bis auf zwei den Stab, ſondern es findet ſich auch unter den Hun⸗ 
derten ſteieriſcher Gemeinden kaum ein Dutzend, welches dem Principe der mmen⸗ 
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Die vorherrſcheude Reform richtung charakteriſirt ſich dadurch, 
daß ſie über den Cirkel der autonomen Seldſtverwaltung nicht hin— 
Standpunkt gegenüber einer fachlichen 
Kritik zu der wir nach den mitgetheilten Darlegungen im Allgemeinen 
nichts mehr hinzuzufügen haben, aushalten kann, ſo ſehr iſt er doch 
erklärbar, wenn man das ins Auge faßt, wovon die Mehrzahl derer, 
welche ſich unter den heutigen Verhältniſſen mit ſtaatlichen Dingen 
befaſſen, beherrſcht wird, nämlich die politiſchen Dogmen. Das Dogma, 


das für dieſe Frage gilt, heißt Gemeindeautonomie und formulirk ſich 
etwa in folgender Weiſe: „Die Staatsverwaltung iſt ſchlecht, weil 


tyranniſch, die Selbſtverwaltung iſt gut, weil frei“. Dieſes Dogma 
wurde zu Anfang der conſtitutionellen Aera in unſeren Parlamenten 
und Zeitungen gepredigt und dann auch durch die Gemeindegeſetz⸗ 
gebung ins Leben eingeführt. Seitdem hält man in gewiſſen Kreiſen 
— und es ſind dies die zur Zeit maßgebenden politiſchen Kreiſe — 
| greichfam im blinden Glauben daran feſt. Denn das, was man bei 
uns zu Anfang des vorigen Decenniums als Gründe für die Bere: 
tigung des bezeichneten politiſchen Dogmas vorgebracht, hat ſich ſeit— 
her wohl in jeder Beziehung als Irrthum klargeſtellt. Die damals 
gewagte Berufung auf das Beiſpiel anderer Staaten dürfte heute, 


legung hold iſt. Ziemlich allgemein it dagegen der Wunſch, daß den Gemeinden 
der Polizeidienſt abgenommen und derſelbe ausſchließlich von 
Organen des Staates beſorgt werde. Was die Landesregierung anbelangt 
ſo hält ſie daran feſt, es dürfe an der Autonomie der Gemeinden nicht gerüttelt 
werden.“ (sie!) Und ein Correſpondent der „Preſſe“ ſchreibt aus Graz ddo. 18. Auguft 
1125 in Betreff der Verwaltungsgemeinden Folgendes: „Dieſe noch im vorigen Jahre 
o vielfach begehrte Juftilulion iriit ganz entſchieden nicht ins Leb je Refulte 
der eingeleiteten Enquete ſind a daß ſch im nächſten Landl 8 in 
Eine Stimme zu Gunſten dieſer Neuerung erheben dürfte. Eine Gemeiſide eine Be: 
zirksvertretung nach der anderen gibt ihr Votum gegen das Project ab Ja Hs Wider⸗ 
wille iſt ſo groß, daß dem Landeshauptmanne, deſſen Oppoſition bekanntlich die Ver⸗ 
tagung der Angelegenheit herbeigeführt hat, dafür ſeitens mehrerer Corporationen die 
ausdrückliche Anerkennung ausgeſprochen wurde. Ob der Widerſtand auf dem Lande 
ein eben fo großer fein würde, wenn nicht ein Mann wie Kaſſerfeld den Jupals geger 
ben hätte, muß freilich dahingeſtellt bleiben; doch das ändert an der Sache nichts 
mehr. Inzwiſchen thun die politiichen Behörden, was fie können um mit den vor⸗ 
handenen geringen Mitteln wenigſteus der größten Unſicherheit zu ſteuern 65 perde 
fleißig nächtliche Streifungen veranſtaltet, oft zum Verdruß der Gemeinde⸗ 
ausſchüſſe, welche dabei Aſſiſtenz leiſten müſſen. Auch in anderer Be⸗ 
ziehung fuchen die Verwaltungsbehörden nachzuhelfen, indem fie die kleineren es 
meinden, welche nicht für ſich allein ein Polizei-Organ halten können, veranlaſſen 
wollen, dies gemeinſam zu thun. Allein bis jetzt ſcheint dieſes Auskunft 8. 
mittel wenig Anklang zu finden; viele Gemeinden entſchließen ſich im Aufer- 
ſten Falle doch lieber zur Anſtellung eines eigenen Organs, als daß ſie mitein⸗ 
ander dazu in Coucurrenz treten. Die Bezirksvertretung Feldbach hat ſich kürzlich 
rundweg gegen einen ſolchen Modus ausgeſprochen, dagegen verlangt, daß jedem 
Pfarrorte ein Gendarmeriepoſten gegeben werde, welcher dem Gemeindevorſteher zu 
unterſtehen hätte. Alles in Allem fehlt es nicht an Projecten zur Behebung der Ins 
ſicherheit; allein der Zwieſpalt in den Meinungen iſt noch ein ſehr 
großer und es dürfte lange dauern, bis man ſich über die Mittel 
die angewendet werden ſollen, geeinigt haben wird“. 

In Niederöſterreich ſetzen, wie uns aus Verwaltungskreiſen mitgetheilt wird 
die Gemeinden der Durchführung des eben erſt ſanctionirten Geſetzes uͤber die 5 
waltungsgemeinden heftigen Widerſtand entgegen. 
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nachdem fi auch weitere Kreiſe in der Staatengeſchichte umgeſehen 
haben möchten, kaum mehr wiederholt werden können. In keinem au⸗ 
deren der civilifirten Staaten, England mit eingeſchloſſen, herrſcht 
dieſes Dogma, geſchweige daß es ſich zur Verwaltungsinſtitution 
verkörpert hätte ). Die Geſchichte der modernen Staaten weist keine 
Verwaltungseinrichtung auf, in welcher eine Selbstverwaltung kraft 
Autonomie unabhängig vom Staate die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung beſorgte. Das wirthſchaftliche Moment wagt man nicht 
mehr aufzurütteln. Die Praktiker behaupten gewöhnlich, daß nach 
mäßiger Berechnung eine Verdoppelung der Koſten des Verwaltungs⸗ 
apparates an ſich ſeit der Einführung der Autonomie anzunehmen ſei. 
Das Argument der Garantie der politiſchen Freiheit durch die Auto⸗ 
nomie zerbröckelt ſich unter den einſtimmigen Klagen der ſich im 
alten Autonomiecirkel noch bewegenden Reformer ſelber. Man klagt, 
daß die autonomen Organe die Geſetze entweder gar nicht oder ſchlecht, 
unſicher, parteiiſch anwenden, man beklagt den Mangel einer wirk⸗ 
ſamen Verwaltungsexecutive und findet, daß der Bürger unter der 
Action der heutigen autonomen Polizeibehörden des polizeilichen 
Schutzes entbehre. Beſteht aber die politiſche Freiheit auf dem Ge⸗ 
biete der Verwaltung in etwas Anderem als darin, daß die Geſetze 
richtig angewendet und gehandhabt werden, kurz, daß durch die Ver⸗ 
waltung dem Bürger der Schutz werde, den ihm die Geſetze 
garantiren? Denn darin, daß die beſtellte Verwaltungsbehörde ſelber 
„frei“ ſei, d. h. die Freiheit der Willkür habe, ein Polizeiamt zu 
üben oder nicht, oder nach beliebig „freier“ Weiſe zu üben, darin 
konnte man politiſche Freiheit niemals geſucht haben. Aber auch endlich 
das Motiv des Willens, des Verlangens des Volkes nach der Selbit- 
verwaltung leugnen dieſelben autonomiebefangenen Reformer, indem 
ſie fort und fort klagen, es fehle den Gemeinden an gutem Willen, 
den ihnen zugemutheten Aufgaben gerecht zu werden. Der Ruf nach 
Zwang gegenüber der allſeits kundwerdenden Läſſigkeit der Gemeinden 
iſt ja gleichſam das Signal dieſer Reformer. Gleichwohl rechtfertigen 
dieſelben ihren Standpunkt des autonomen Verharrens mit der Be⸗ 
tonung der Nothwendigkeit, das koſtbare Gut der Autonomie unge⸗ 
ſchmälert zu erhalten. 

Es iſt daher für das Verſtändniß der heutigen Reformbewegung 
vor Allem wichtig ins Auge zu faſſen, daß es nur mehr der blinde 
Glaube an das politiſche Dogma der Gemeindeautonomie iſt, was die 
vorherrſchende Richtung der Gemeindereform beſtimmt. Daraus allein 
erklärt es ſich weiter auch, daß dieſe Reformer, indem ſie von einer 
Reibe ſocialer Uebelſtände ausgehen, die mit Recht einer ſchlechten 
Verwaltung zugeſchrieben werden, dieſe Uebelſtände bloß als Illu⸗ 
ſtration, bloß als Rechtfertigung für einen neuen Verſuch 
auf dem Gebiete der Autonomie gebrauchen, anſtatt an der Hand der⸗ 
ſelben den Wegen nachzuforſchen, die Uebel zu paralyſiren, daß fie 
gar nicht den Muth haben, der durch die unerträglichen Mißſtände 
nun ſchon bloßgelegten Aufgabe ins Geſicht zu ſchauen. Der ideale 
Standpunkt, den man in den Jahren 1861 und 1862 bei Feſtſtellung 
der Grundzüge unſerer heutigen Gemeindeverfaſſung eingenommen 
hatte, war, wenn auch nicht ſtaatsmänniſch überlegt, ſo doch nach der 
Lage der Umſtände einigermaßen begreiflich. Damals waren es nicht 
die allgemeinen Klagen über die Uebelſtände der Verwaltung, welche 
zur Reform drängten. Das Bedürfniß war mehr ein theoretiſches. 
Man ſteuerte einem Staatsideale zu und glaubte einen Ausbau frei⸗ 
heitlicher Einrichtungen auch nach dieſer Richtung hin führen zu 
müſſen. Man hatte noch keine Erfahrungen über ſolche Selbſtverwal⸗ 
tung und konnte die ſchönſten Segnungen von derſelben erwarten. 
Es war das nicht ſtaatsmänniſch gedacht, weil der Staatsmann ſo 
gewagt nicht hoffen darf, aber nach der Stimmung der Zeit für eine 
Reform aus theoretiſchen Motiven begreiflich. Heute aber iſt es das 
praktiſche Bedürfniß der Verwaltung, das zur Reform drängt und 
damit gleichzeitig in beſtimmten Umriſſen auch ſchon die Aufgabe vor⸗ 
zeichnet. Heute alſo läßt ſich der Dogmatismus nicht einmal mehr 
mit dem Hinweis darauf rechtfertigen, daß man zur Zeit der erſten 
Reform an demſelben gehangen. — Doch genug zur Kennzeichnung der 
noch vorherrſchenden Richtung. 

Was iſt nun die Aufgabe? Die Verwaltung auf den der Ge— 

) Gneiſt's Schriften über das engliſche Selfgovernment haben in diefer 
Beziehung wenigſtens heilſam aufklärend gewirkt. Das Schriftchen „Selfgovernment 
und Autonomie“ vom Herausgeber dieſer Zeitſchrift hat ſchon im Jahre 1863 den 
fraglichen Vergleich durchgeführt. 
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meindeautonomie zugewieſenen Verwaltungsgebieten tft ſchlecht. Sie 
ſoll gut werden. Und der Geſetzgeber muß beſtrebt fein, das Beſte 
das erreichbar Vollkommenſte, d. h. dasjenige zu verwirklichen, was 
den wirthſchaftlichen und ſittlichen (ſocialen, politiſchen) Anforderun⸗ 
gen der Geſellſchaft am beſten entſpricht. Das iſt das Ideal des 
Geſetzgebers. Dem ſtrebt er keineswegs zu, wenn er ideale Luftgebilde 
aufbaut und ideale Vorausſetzungen macht, mögen dieſe Luftgebilde 
von noch fo viel Philoſophen gepredigt und von noch fo viel Zeitun— 
gen empfohlen worden ſein. Der Geſetzgeber ſtrebt ſeinem Ideale nur 
zu, wenn er verwirklichet, wenn er das Gute, das Beſte in der 
Wirklichkeit des Lebens herzuſtellen bemüht iſt. Das kann er nur 
thun, wenn er auf dem Boden der Wirklichkeit ſteht, von ihm aus⸗ 
geht und mit Mitteln und Kräften des wirklichen Lebens, mit den 
für die Wirklichkeit meßbaren Factoren rechnet. Für die concrete Ge— 
ſetzgebungsaction handelt es ſich in Weſenheit um die Befriedigung 
des Bedürfniſſes nach einer beſſeren Localpolizei, beziehungsweiſe um 
die Erlangung einer den ſocialen Bedürfniſſen entſprechenden Hand- 
habung jener polizeilichen Verwaltungsagenden, welche dermalen der 
Selbſtverwaltung der Gemeinden anheimgegeben ſind. Die Forderung 
involvirt nichts anderes als wirkſamſte Löſung, wirkſamſte 
Durchführung einer Reihe von Verwaltungsaufgaben, 
und die Frage iſt die, welche Mittel und Kräfte, und des Eugeren 
welche Organe garantiren die beſte Löfung? i 

Der Geſetzgeber ſtellt ſich nur dann auf den richtigen und 
zugleich idealen Standpunkt, wenn er dieſe Frage zu beantworten 
ſucht. Das iſt heute ſeine Aufgabe. Er wird ſich zu dieſem Behufe 
die in Betracht ſeienden Verwaltungsagenden etwas näher anzuſehen 
haben. Er wird zuerſt die materielt geſetzliche Bedeutung derſelben 
an ſich, ſodann im Beſonderen die actuellen ſocialen Anforderungen 
ins Auge zu faſſen haben, welche ihnen gegenüber auftreten und ſich 
aus der Beobachtung der factiſchen Verwaltungszuſtände ergeben. 
Sind derart die an die Durchführung zu ſtellenden Anſprüche feſtge— 
ſtellt, ſo gilt es weiters, die Mittel und Kräfte zu erwägen, welche 
nach praktiſcher Erfahrung und praktiſcher Berechnung die relativ beſte 
Erfüllung der Anſprüche in Ausſicht ſtellen. Darnach und nur darnach, 
nach der beſten Eignung zur Löſung der concreten 
Aufgabe — denn die beſte Löſung iſt ja die geſellſchaftliche For⸗ 
derung — beſtimmt ſich der Wirkungskreis der Organe 
in Bezug auf die öffentliche Verwalkung, beſtimmt ſich 
das, was Staatsverwaltung und was Selbſtverwaltung 
iſt und ſein ſoll. Natürlich werden für die diesbezügliche 
Meſſung der Kräfte nicht bloß die allgemeinen Momente der Auto⸗ 
rität, der Objectivität, der Fachkenntniß, der Energie, ſondern auch 
die beſonderen Momente des Bildungsſtandes des Volkes, der Volks⸗ 
dispoſition, der Volksgewohnheiten und endlich auch der näheren oder 
entfernteren Intereſſenbeziehung zur Sache in Betracht zu nehmen 
ſein. Natürlich wird für die Beurtheilung der Mittel das ſittliche 
Moment ind Gleichgewicht zu bringen fein mit dem materiellen, d. h. 
es wird nicht angehen, für die Organiſationsfrage etwa einſeitig nur 
die rückſichtsloſe Durchführung der Verwaltungsaufgabe ſelbſt ins 
Augenmerk zu nehmen, ſondern es werden hiefür auch jene Anfor⸗ 
derungen maßgebend fein müſſen, welche nach den ſtaatlich ſittlichen 
Begriffen (Iutereſſen der politiſchen Freiheit auf dem Gebiete der 
Verwaltung) ſich an den Modus der Durchführung der Verwaltungs: 
aufgaben knüpfen. Denn das ſind ja eben die Vorausſetzungen des 
von uns bezeichneten idealen Standpunktes des Geſetzgebers. 

Gegenüber ſolcher Erfaſſung der geſetzgeberiſchen Aufgabe in 
Bezug auf die Organiſation des öffentlichen Verwaltungsdienſtes wird 
der Streit: ob Selbſtverwaltung ob Staatsverwaltung, inſoferne er, 
wie dies heute ja noch der Fall, ein Streit um Principien tft, Raum 
und Berechtigung verloren haben. Die Anerkennung der geſellſchaft— 
lichen Forderung auf die beſtmöglichſte Verwaltung weiſt der Staats⸗ 
verwaltung wie der Selbſtverwaltung die ihnen nach den jeweils 
herrſchenden Umſtänden gebührende Stellung an. Man wird darnach 
einſehen, daß es nicht zugegeben werden kann, eine Gemeindeautonomie 
auf Koſten und zum Hohne der ſocialen Intereſſen herzuſtellen, man 
wird aber anderſeits wieder die Berechtigung der Selbſtverwaltung 
nicht mehr aus nebuloſen Principien abzuleiten brauchen. 


(Fortſetzung folgt.) 


— 130 — 


nm: ; 51 | Die Bezirkshauptmannſchaft erledigte dies Geſuch damit, daß 
Mittheilungen aus der Praz * ſie rückſichtlich des zu errichtenden Steges eine Ergänzung der Bt 
lage durch entſprechende Pläne forderte. Wegen der Ueberfuhr wurde 
die Ortsvertretung auf eine Beſtimmung des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 10. December 1851, 3. 7609, verwieſen, nach welchen Waſſer— 
überfuhrsbefugniſſe Gemeinden als ſolchen nicht verliehen werden 
dürften. 

Die Ortsvertretung in K—a recurrirte nun gegen beide Be- 
ſcheide der Bezirkshauptmannſchaft an die Statthalterei in Prag. 
Zuerſt wendet ſich dieſer Recurs dagegen, daß lediglich der Domäne 
Kl., nicht aber der zunächſt und zumeiſt intereſſirten Ortsgemeinde 
K—a das Recht zuſtehen ſolle, den Egerfluß mit Kähnen zu über⸗ 
ſetzen, da die Ueberfuhr eines öffentlichen Fluſſes nicht den Beftim- 
mungen der Gewerbeordnung unterſtehe, ſondern nach § 7 des Waſſer— 
rechtsgeſetzes eine Ueberfuhrseinrichtung unter behördlicher Genehmi⸗ 
gung Jedermann freiſtehe, dieſe Genehmigung aber Niemandem ver 
ſagt werden könne, der unbeſcholtenen Rufes und in der Lage fet, 
die getroffenen Sicherheitsmaßregeln nachzuweiſen. Weil nun die Do— 
mänenverwaltung Kl. durch längere Zeit die Ueberfuhr nicht betrieben 
habe, fo ſei die Gemeinde K—a genöthigt geweſen, die Ueberfuhr 
ſelbſt zu bewerkſtelligen, weil ſie ſonſt von jedem Verkehre abgeſchnitten 
und gezwungen geweſen wäre, den Fluß zu durchſchwimmen. Sodann 
ergeht ſich die Ortsvertretung dagegen, daß ihr eine koſtſpielige Plan⸗ 


Der Erlaß . k. H niniſteriums vom 10. December 1851, 
3 Werse ee G nach welchen Waſſer⸗lleber⸗ 
fuhrs⸗Befugniſſe verliehen werden dürfen (Landes ⸗Geſetz⸗ und Ile: 
gierungsblatt für Böhmen, Jahrg. 1852, Nr. 8) deiteht mit Hin⸗ 
blick auf die Gewerbeordnung vom Jahre 1859 und die neueſte 
Waſſerrechts⸗Geſetzgebung nicht mehr aufrecht. 

Am linken Ufer der Eger, wo letztere bereits ſchiffbar ift, liegt 
die Stadt Kl., ihr gegenüber am rechten Egerufer die Dorfgemeinde 
Ka. Das Recht, eine Verbindung beider Punkte durch eine Flu 32 
überfuhr herzuſtellen, beſaß und beſitzt die Domäne Kl., übte dieſelbe 
jedoch durch einige Zeit nicht aus. Dagegen betrieb die Dorfgemeinde 
Ka die Ueberfuhr, ohne dazu jedoch die behördliche Genehmigung 
erhalten oder auch nur angeſucht zu haben. Hierüber beſchwerte ſich 
die Domäne Kl. Die Bezirkshauptmannſchaft verfügte in Folge deſſen, 
daß die Domäne, da ſie allein zum Beſitze einer Ueberfuhr berechtigt 
ſei, eine ſolche Ueberfuhr aber aus öffentlichen, insbeſondere auch com⸗ 
merciellen Rückſichten nöthiz Sei, die fragliche Ueberfuhr wieder zu 
errichten, jeder Zeit zu unterhalten, mit geeigneten Fahrzeugen und 
mit Fahrperſonale zu verſehen und den Ueberfuhrtarif am beiderſei⸗ 
tigen Ufer anzuſchlagen habe. Gleichzeitig beſtimmte die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft, daß die von der Gemeinde Ka ohne Coneeſſion errichtete g 
Ueberfuhr ſobald die Domäne die ihr geſtellten Bedingungen erfüllt vorlezung aufgetragen wurde, ohne auch nur eine Andeutung zu er⸗ 
haben und die Zweckmäßigkeit der hergeſtellten Ueberfuhr ſeitens der halten, ob bei deren Beibringrung die Errichtung eines Steges be⸗ 
Bezirkshauptmannſchaft anerkannt ſein werde, bei Vermeidung nr werden würde. Weiters meint Recurrentin, daß mit Rückſicht 
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Geldſtrafe von 30 fl. einzuftellen ſei. Von dieſer Verfügung wurden auf das Landes-Waſſerrecht alle diesfalls widerſprechenden geſetzlichen 
ſowohl die Gemeinde K—a als auch die Domänenverwaltung Kl. Anordnungen aus früherer Zeit als aufgehoben anzuſehen ſeien, daher 
mit dem Bedeuten in die Kentniß geſetzt, daß im Falle letztere von | die Miniſterialverordnung vom 10. December 1851, 3. 7609, nicht 
dem ihr zuſtehenden Ueberfuhrrechte keinen Gebrauch machen wollte ausreiche, um der Gemeinde Ka die Ueberfuhrsbewilligung zu ver- 
oder ſollte, zur Erzielung einer ſichern Communication im Sinne weigern, indem die bezogene Miniſterialverordnung die entgelt— 
der Kundmachung der Statthalterei vom 5. Jänner 1852, L. G. B. liche Ueberfuhr vorausſetze, während darüber, ob für die Ueberfuhr 
Nr. 8 vorgegangen werden müßte. (Grundſätze, nach welchen Waller | ein Entgelt gefordert werden ſolle, von der Gemeinde noch gar 
überfuhrs⸗Befugniſſe verliehen werden dürfen.) kein Beſchluß gefaßt worden fer. Es gehöre auch nach § 28 der 
Nunmehr ließ die Domänendirection Kl. die Ueberfuhr nach Gemeindeordnung die Sorge für die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Ka herrichten, ein eigenes Ueberfuhrhäuschen am linken Ufer aufs | Verfehres auf Straßen und Gewäſſern in den ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
ſtellen und einen kundigen Fährmann zum Betriebe beſtellen. Alsdann kungskreis der Ortsgemeinde. Es liege derſelben daher ob, derlei Ver 
ging fie die Bezirkshauptmannſchaft um die Erprobung der Zweck- kehrsmittel, infoferne fie nicht vorhanden, zu ſchaffen, und in dieſer 
mäßigkeit der hergeſtellten Ueberfuhr an und bat ſchließlich, der Ge- Hinſicht ſei es geradezu unerklärlich, wie die Ueberfuhr der Domäne, 
meinde K—a die Einſtellung ihrer Ueberfuhr aufzutragen. Da aber nicht aber der Gemeinde hätte bewilligt werden können. 
die Gemeinde ihre Ueberfuhr nicht einſtellte und Conflicte zwiſchen Die Bezirkshauptmannſchaft legte den Recurs mit dem Be— 
den beiden Ueberfuhren zu beforgen waren, jo begehrte die Domäne merken vor, daß die Gemeinde Ka ein Recht zum Betriebe der 
Kl die Confiscation der gegneriſchen Kähne durch die Gendarmerie. Ueberfuhr nicht nachgewieſen und feither nicht erwirkt habe, daher ihr 
Hierüber wurde von der Bezirkshauptmannſchaft der Gemeinde- diesfälliges Begehren abgewieſen worden, übrigens auch bei dem Dorfe 
vorſtand in K—a vernommen, welcher protokollariſch deponirte: „Die Ka bereits eine von der Domäne hergeſtellte Ueberfuhr beſtehe, 
Ueberfuhr wird ſeitens der Gemeinde durch einen aufgenommenen welche als zweckmäßig anerkannt worden ſei. 
Ueberführer ausgeübt. Die Gemeinde gibt trotz der ihr zugegangenen Die Statthalterei gab dem Recurſe keine Folge. Sie motivirte 
Meiſung die Ueberfuhr nicht auf, weil fie glaubt, im Rechte zu ſein die Ueber- ihre Entſcheidung, wie folgt: „Die Gemeinden find bei Ausübung 
br für ihre Gemeindeangehörigen mit Ausſchluß der Fremden unter: ihres ſelbſiſtändigen Wirkungskreiſes jedenfalls an die genaue Befol⸗ 
halten zu dürfen. Letztere knnen anſtandslos durch den herrſchaftlichen gung der Reichs⸗ und Landesgeſetze gebunden, welch' letztere inſolange 
Ueberführer überführt werden.“ Die Bezirksbehörde verfügte, daß bei geſetzliche Geltung haben, als ſie nicht verfaſſungsmäßig abgeändert 
dem Umſtande, als die Domäne Kl. ihrer Verpflichtung vollkemmen werden. Nach dieſen beſtehenden Geſetzen dürfen aber Conceſſtonen 
nachgekommen, die Gemeindeüberfuhr ſogleich einzustellen ſei. Auch zum Betriebe von Ueberfuhren nur an phyfiſche Perſonen verliehen 
wurde die angedrohte Geldſtrafe für verfallen erklärt und die Ent⸗ | werden. Dieſer Geſetzesanordnung wurde auch durch das verfaſſungs— 


fernung des Fahrzeuges in Ausſicht geſtellt. 0 mäßig zuſtandegekommene Geſetz über Benützung, Leitung und Ab⸗ 
g Die Seeed in K—a brachte inzwiſchen ein Geſuch ein, wehr der Gewäſſer nicht derogirt, im ene wurde 1 7 dur 
in welchem fie auf Grund des § 7 des Landes⸗Waſſerrechtsgeſetzes rechthaltung der bezüglich der Waſſerbenützung beſtehenden Privat⸗ 
die Genehmigung zur Errichtung eines Steges welcher die Fluß⸗ rechte ($ 102 d. G.) insbeſondere der Ueberfuhren, nur beſtimmt, 
ſchifffahrt nicht beeinträchtigen ſolle, dann einer Ueberfuhrsanſtalt daß jelbe auf öffentlichen Gewäſſern ſelbſt obne gewerblichen Betrieb 
zur Vermittlung des Verkehrs über den Egerfluß gegen Kl. hin nur mit behördlicher Genehmigung ($ 7) zuläſſig ſeien und daß dies⸗ 
wünſchte. Dieſes Geſuch wurde damit begründet, daß der Ortsverkehr falls den politiſchen Behörden die Jugerenz zuſtehe ($ 76 desſelben 
von Ka feine Richtung nach der am linken Ufer liegenden Stadt Geſetzes).“ In Conſequenz dieſer Entſcheidung wurde der Recurs der 
Kl. nehme, da Jeder, welcher zur Behörde, zur Kirche, überhaupt Ortsvertretung gegen die angeordnete Einſtellung der von der Ge— 
aber nach Kl. gelangen wolle, den Fluß überſetzen müſſe. Zudem ſei meinde ins Werk geſetzten Ueberfuhr über die Eger und der Recurs 
der Verkehr zur Nachtzeit, dann in beſonders dringenden Fällen gegen die für verfallen erklärte Geldſtrafe zurückgewieſen, nachdem 
(J. B. um ärztliche Hilfe zu holer) gefährdet, da die von der Domäne conſtatirt fei, daß die Gemeinde dieſe Ueberfuhr ohne amtliche Ge- 
Kl. hergerichtete Ueberfuhr nur den Verkehr nach K—a vermittle und nehmigung, alſo eigenmächtig errichtet habe. Jedoch bemerkte die Statt: 
bei dem Umſtande, als das Ueberfuhrhäuschen am entgegenſtehenden halterei, daß es keinem Anſtande unterliege, falls von Seite einer 
ufer ſich befinde, endlich eine Verſtändigung des Fährmannes von phyſiſchen Perſon das Einſchreiten um eine zweite Ueberfuhr erneuert 
Ka aus bei ſtürmiſchem Wetter oft ganz unmöglich, im Allgemeinen werden ſollte, daß in Gemäßheit des Geſetzes das vorgeſchriebene 
auch zeitraubend ſei. Verfahren durchzuführen wäre und die Erhebungsacten der Statt⸗ 


halterei wieder vorzulegen ſeien, wobei jedoch die Nothwendigkeit der 
angeſuchten Gemeindeüberfuhr eingehend zu erörtern ſein würde. 

Gegen dieſe Entſcheidung legte die Ortsvertretung in K—a den 
Miniſterialrecurs ein. In demſelben klagt ſie zunächſt über die Do⸗ 
mäne Kl., welche die Ueberfuhr der Gemeinde als eine Verletzung 
ihres Privilegiums nicht dulden wolle, obwohl die bereits früher er— 
wähnten Verkehrserſchwerniſſe die Gemeinde K—a tief berühren. Es 
handle ſich nämlich für die Gemeinde um eine Verkehrsvermittlung 
von ihrem Ufer aus gegen Kl. Diesfalls ſei zu Ueberfuhrsanſtalten 
die behördliche Genehmigung nicht nöthig. Die Errichtung einer Ueber: 
fuhr für die Inwohner von Ka ſei eine Lebeusfrage, daher um 
Aufhebung der Entſcheidung und um Bewilligung zur Errichtung der 
Gemeindeüberfuhr gebeten werde. 

Die k. k. Statthalterei forderte vor Vorlage dieſes Miniſterial— 
recurſes die Bezirkshauptmannſchaft auf, ſich zuerſt über die von der 
Recurrentin behauptete Nothwendigkeit der Errichtung einer Ueber— 
fuhr vom rechten Egerufer aus zu äußern. Die Bezirkshauptmannſchaft 
gab an, daß, da jeder Verkehrshemmung vom rechten Ufer her durch 
einen an dem Fahrſeile anzubringenden Glockenzug abgeholfen werden 
konne, dann, da der Verkehr zur Nachtzeit von linken Ufer zum 
rechten bedeutend ſtärker ſei, auch die Nothwendigkeit des Faͤhrmanns⸗ 
häuschens auf das rechte Ufer unnöthig erſcheine, vielmehr eine Schä— 
digung der Bevölkerung ſein würde Ferner dürften bei keiner Land— 
überfuhr die Fahrleute auf beiden Ufern poſtirt ſein. Endlich ſei nach 
den Verkehrsverhältniſſen und der Lage von Ka eine zweite Ueber— 
fuhrsanſtalt nicht nothwendig. 

Das zur Entſcheidung competente k. k. Ackerbauminiſterium 
(§§ 7, 76, 95 des böhm. Waſſerrechtsgeſetzes) hat unterm 31. März 
1874, 3. 81, dem Recurſe gegen die Statthalterei-Eutſcheidung, in⸗ 
ſoferue mit derſelben die Beſeitigung der von der Gemeinde Ka 
eigenmächtig errichteten Ueberfuhr angeordnet wurde, keine Folge gegeben, 
weil dieſe Ueberfuhr ohne vorher eingeholte behördliche Bewilligung 
errichtet worden ſei. Inſoferne jedoch mit der angefochtenen Entſchei⸗ 
dung der Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaſt aufrecht erhalten wurde, 
mit welchem der Ortsvertretung von K—a über ihr Einſchreiten um 
Errichtung einer Gemeindeüberfuhr über den Egerfluß bei K—a auf 
die Verordnung des k. k. Handelsminiſteriums vom 10. December 
1851, 3. 7609 (Nr. 8 des böhm. L. G. Bl. ex 1852), verwieſen 
wurde, hat das Miniſterium dieſe Entſcheidung behoben, nachdem dieſe 
Verordnung gegenüber den ſpäteren Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
vom 20. December 1859 und des böhnmichen Waſſerrechtsgeſetzes vom 
28. Auguſt 1870 als aufrecht beſtehend nicht angeſehen werden 
könne, zumal es ſich auch aus § 76 (2. Abſatz) des letzteren Geſetzes 
ergebe, daß ebenmäßig eine Gemeinde als ſolche als Unternehmerin 
einer Ueberfuhrsanſtalt auftreten dürfe und könne. Demgemäß habe 
über das Anſuchen der Ortsvertretung von K— a um die Genehmigung 
zur Errichtung einer Ueberfuhrsanſtalt in Ka die inſtanzmaͤßige 
Amtshandlung und meritoriſche Entſcheidung einzutreten, wobei ſich, 
was die Entſcheidungscompetenz anbelangt, die Beſtimmung des § 76 
Alinea 1 des Waſſerrechtsgeſetzes gegenwärtig zu halten ſein werde. 


Zur Vornahme des Augenſcheines und Kunſtbefundes behufs Con⸗ 
ſtatirung jener Umftande, welche zur Begründung von Schaden⸗ 
erſatzauſprüchen wegen Benützung eines fließenden Waſſers Gur 
Schlackentrift) dienen ſollen, ſind die Gerichtsbehörden nicht com⸗ 

petent. 
zu Vordernberg benützen den dort fließenden 
Bach ſeit langer Zeit zur Schlackentrift, d. i. zur Wegſchwemmung 
der Hohofenſchlacke. Die am unteren Laufe des Baches gelegenen 
Mäühlbwerke behaupten, hiedurch geſchädigt zu werden und haben mit 
Geſuch de praes. 25. Februar d. J., Z. 911 beim Bezirksgerichte 
Leoben die Vornahme des Augenſcheines und Kunſtbefundes zur Con⸗ 
ſtatirung jener Umſtände erwirkt, welche zur Begründung der Schaden⸗ 
erſatzanſprüche gegen die Gewerkſchaften dienlich fein ſollten. 

Ueber Recurs der letzteren hat das Oberlandesgericht Graz 
mit Verordnung vom 9. April 1874, 3. 3643 und der oberſte Ges 
richtshof mit Entſcheidung vom 30. Juni 1874, 3 6337 — „in 


Die Radgewerke 


2 
Erwägung, daß die Geſuchſteller zur Begründung ihres Begehrens 
fh auf die §§ 15 und 65 des Waſſerrechtsgeſetzes für Steiermark 
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ſich einer Uebertretung des Waſſerrechtsgeſetzes im Sinne des 8 64 
I. C. ſchuldig gemacht haben und deßhalb nach § 65 a. a. O. zur 
Erſatzleiſtung an die Beſchädigten verpflichtet werden könnten; in Er⸗ 
wägung, daß unter dieſer Vorausſetzung nach § 67 ebendort das 
Verfahren und Erkeuntniß der politiſchen Behörde zuſteht; in Erwä— 
gung, daß nach S 69 W. R G. alle Angelegenheiten, welche ſich auf 
die Benützung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer beziehen, in den 
Wirkungskreis der politiſchen Inſtanzen gehören“ — die Erledigung 
des Bezirksgerichtes aufgehoben und die Geſuchſteller abgewieſen. 
Dr. A. 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Ackerbaumtniſteriums vom 8. Jänner 1874, 3.316, an die k. k. 
Forſt und Domauendireetionen, ſowie an die k. k. Furſtverwaltungen, betreffend 
das Venehmen der Stgatsforſt-Verwaltungsorgaue hei wahrgenommenen forſt— 
polizeilichen Uehertretungen in Privat- oder Gemeindewäldern 

Indem ich den über Vorſchlag eines Forſtpolizeiorganes von der vorgeſetzten k. k. 
Statthalterei geſtellten Antrag, den Beamten der Staateforſtverwaltung die Pflicht 
aufzuerlegen, in Private oder Gemeindewäldern wahrgenommene Uebertretungen der 
$$ 2, 3, 4, 5, 6 und 7 des Forſtgeſetzes den competenten Behörden anzuzeigen, aus 
dem Grunde abgelehnt habe, weil dies auf eine Vermengung der Forſtverwaltung 
mit der politiſchen Forſtaufſicht hinausliefe und gegen das Princip, die forſtverwal⸗ 
tende und forſtpolizeiliche Thätigkeit auch der Perſon nach zu trennen, verſtoßen 
würde, ſehe ich mich veranlaßt, die Direction von dieſer principiellen Entſcheidung 
des Ackerbauminiſteriums in Kenntniß zu ſetzen, gleichzeitig aber auch hervorzuheben, 
daß die Geltendmachung der in den §§ 22 und 50 des Forſtgeſetzes Jedermann ein« 
geräumten Befugniß zu Anzeigen von Uebertretungen gegen die $$ 2, 3, 4, 5, 6. 7 
und 50 bei den pofttifchen Behörden durch Staatsforſtwirthſchaftsorgane dieſem 
Principe durchaus nicht widerſpricht, es vielmehr dringend geboten iſt, daß dieſe Or— 
gane ſowohl von dem allgemeinen Geſichtspunkte des Staatsintereſſes an der Erhal— 
tung der Wälder, ſpeciell aber im Hinblicke auf die Förderung des wirthſchaftlichen 
Zuſtandes in den Reichsforſten, von Dejer Befugniß überhaupt und insbeſondere dann 
Gebrauch machen, wenn durch Uebertretungen des Forſtgeſetzes ſeitens der Privaten 
oder Gemeinden den ihrer Verwaltung anvertrauten Forſten irgend eine Gefahr droht. 
. . Ä. ĩ . 8 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Mitgliede des niederöſterreichiſchen Landesaus⸗ 
ſchuſſes und der Donauregulirungs-Commiſſion Dr. Joſeph Bauer den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Dberinipector der priv. Kaiſer Franz⸗Joſephs⸗Bahn 
Vincenz Blaſch ek das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur der Donan-Regulirungscommi tion 
Ottokar Schaller das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium Kar 
Falkbeer das Ritterkreuz des Franz-Joſef-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der Linzer Zinanzdirection Jofeph 
v. Nagel anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Vincenz Diettrich zum 
Rechnungsrathe bei der niederöſterreichiſchen Finanz-Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Emanuel Machek zum Haupt⸗ 
ſteuereinnehmer bei der böhm Finanz-⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Zoll-Obercontrolore Chriſtof Rottmann und 
Franz Friederich zu Zoll-Oberamtsverwaltern, Erſteren für Bodenbach, Letzteren 
für Eger ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Poſteontrolore Johann Stil Her und Heinrich 
Preibiſch zu Oberpoſteontroloren in Prag ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Ober⸗Forſtingenieursſtelle bei der Forſt- und 
Domänendirection in Salzburg dem Forſtingenieur Anton Roubinek verliehen. 


Erledigungen. 


Kanzleiofficialsſtelle der zehnten Rangsclaſſe eventuell eine Kauzliſtenſtelle 
in der eilften Rangeclaſſe, bis Mitte September. (Amtebl. Nr 186.) 

Secretärsftelle bei der böhmiſchen Statthalterei mit der achten Rangsclaſſe. 
bis Ende Auguſt (Amtsblatt Nr. 188). 

Fünf Poſt⸗Aſſiſtentenſtellen für Wien und Umgebung mit 600 fl. Gehalt und 
Aectivitätszulage gegen Caution, bis 12. September (Amtsblatt Nr. 189). 

Stellen bei den Montauwerken des gr.⸗orient. Religionsfonds in der Buko⸗ 
wina, als: 10 Hütteuverwaitersſtellen in der neunten, 1 Bergverwaltersſtelle in der 
neunten, 3 Hüttenmeiſterſtellen und 1 Bergmeiſterſtelle in der zehnten Rangselaſſe, 
1 Bergelevenſtelle, 1 Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten, 1 Rechnungsaſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der eilften, 1 Rechnungeführersſtelle in der zehnten 1 Rechnungs⸗ 
führers-Aſſiſtentenſtelle in der eilften, 1 Magazineursſtelle in der zehnten und 1 Ma⸗ 
gazins⸗Affiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe. Die Beamten erhalten Natural⸗ 
wohnungen und beziehen daher nur die halbe Activitätszulage; dieſelben erhalten 


berufen, in welchen Paragraphen voransgeſetzt wird, daß Induſtrielle Jauch Grundſtücke zur Benützung, bis 20. September (Amtsblatt Nr. 191). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


